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Nachbarn planen 
ein Café-Treffen
Zum dritten Nachbarschaftsca-
fé laden Bewohner aus dem Sa-
nierungsgebiet Am Weißen 
Turm in Kooperation mit dem 
Quartiersmanagement ein. Am 
Montag, 13. August, sind von  
16 bis 18 Uhr alle Interessierten 
aus dem Viertel in den Eins A 
Treff der Matthäus-Gemeinde 
(Hinter der Saline 1 A) eingela-
den. Bei Kaffee und Tee gibt es 
die Möglichkeit, sich kennen-
zulernen, gemeinsam zu spielen 
oder sich über verschiedene 
Themen auszutauschen.  We-
gen der hohen Temperaturen 
wird es dieses Mal anstelle von 
Kuchen Eis geben. Weitere 
Nachbarschaftstreffen sollen 
folgen. Wer den Treff tatkräftig 
unterstützen möchte, kann 
sich im Quartiersladen der 
Hansestadt bei Nadine Fischer 
(Bögelstraße 6) unter (04131) 
4006832 melden. sp

LÜNEBURG

Konferenz zur 
E-Mobilität
Was kann die Region Lüneburg 
Zusätzliches zur Förderung der 
E-Mobilität tun und welche 
Vorteile bringt ihr das? Das ist 
eine der Fragen, mit der sich 
die Konferenz Elektromobilität 
in der Region Lüneburg am 
Donnerstag, 16. August, von 16 
Uhr an im Behördenzentrum 
Auf der Hude beschäftigt. Aus-
gerichtet wird sie  vom Amt für 
regionale Landesentwicklung 
Lüneburg (ArL). Erwartet wer-
den rund 100 Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer. Es sind Vertre-
ter aus Politik und Verwaltun-
gen, aus den Regionalmanage-
ments und den Wirtschaftsun-
ternehmen, insbesondere von 
den regionalen Energieversor-
gungsunternehmen. Sie disku-
tieren auch über folgende Fra-
gen:   Wie organisiert sich die 
Region dafür, wer macht was, 
wer engagiert sich in welchen 
Maßnahmen und wie sieht die 
Finanzierung aus? lz
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Keine Wohnung, kein Leben
VON CARLO EGGELING

Lüneburg. Der Lüneburger Woh-
nungsbaugesellschaft gehören in 
Lüneburg rund 2200 Wohnun-
gen, die meisten hat Geschäfts-
führerin Heiderose Schäfke rela-
tiv günstig vermietet. Die Mitar-
beiter fragen nicht nach Schul-
den, nehmen Alleinerziehende 
auf – „Sorgenkinder, die es auf 
dem Markt schwer haben“. Viele 
hätten gerne eine Bleibe bei der 
kommunalen Gesellschaft. „Auf 
der Warteliste stehen 1300 Na-
men“, sagt die LüwoBau-Ge-
schäftsführerin. Die Zahl wirkt 
wie ein Ausrufezeichen hinter 
dem Wort Wohnungsnot, die 
auch an der Ilmenau Alltag ist.

Die Sozialorganisation Le-
bensraum Diakonie hatte am 
Donnerstagabend in die Volks-
hochschule eingeladen, um das 
Thema zu beleuchten. „Unerhört, 
diese Wohnungslosen“, lautet 
das Motto mehrdeutig. Denn 
manche von ihnen, das war 
schnell klar, sind keine netten 
Nachbarn. Laut, aggressiv, dre-
ckig. Eben unerhört anstren-
gend. 

Die andere Bedeutung wirft 
den anderen Schatten: Wer sei-
ne Wohnung verliert, hat in der 

Regel keine Lobby, auf ihn wird 
kaum gehört.

Werena Rosenke, Geschäfts-
führerin der Bundesarbeitsge-
meinschaft Wohnungslosenhilfe 
und stellvertretende Sprecherin 
der Nationalen Armutskonfe-
renz, umriss, was Menschen 
ohne Bleibe drohen kann: keine 
Wohnung, keine Arbeit, kein 
Arzt, geringe Bildung. Im 

schlimmsten Fall werden Ob-
dachlose Opfer von Gewalt wie 
kürzlich in Berlin, wo Männer 
angezündet wurden.

Für Hans-Joachim Lenke, er 
leitet die Abteilung Diakonie im 
Landeskirchenamt in Hannover, 
war es ein Fehler, dass Kommu-
nen vor Jahren ihre Wohnungs-
gesellschaften an Fonds verkauf-
ten. Für sie zähle Rendite, nicht, 

Menschen mit wenig Geld ein 
Zuhause anzubieten. Lenke kri-
tisierte, dass manche Bauvor-
schrift zu kompliziert sei. Es 
schrecke ab, beispielsweise in 
leerstehende Gemeindehäuser 
Wohnungen zu setzen, Brand-
schutz und energetische Vorga-
ben machten das Ganze sehr teu-
er.

Die Uelzener SPD-Bundes-
tagsabgeordnete Kirsten Lüh-
mann hielt dagegen. Es könne 
nicht sein, dass man quasi zwei 
Klassen des Wohnens habe: „Wir 
würden Menschen stigmatisie-
ren.“ Michael Elsner, Geschäfts-
führer des Lebensraums Diako-

nie, belegt, wie drängend die 
Wohnungsnot für Arme ist: Die 
62 stationären Plätze in der Her-
berge seien durchgehend belegt. 
Die sogenannte Gefahrenab-
wehr, also für Menschen, die auf 
der Straße landen, verfüge über 
35 bis 40 Plätze. Belegt sei man 
mit 50 Menschen. Sinkende Zah-
len seien nicht zu erkennen.

André Pluskwa betreut Woh-
nungslose. Der Mitarbeiter der 
Herberge machte auf eine Absur-
dität im System aufmerksam. 
Seine Klienten unterschrieben 
häufig eine Abtretungserklä-
rung, Sozialbehörden überwie-
sen die Miete direkt an den Ver-
mieter. Diese Entscheidung 
könnten die Menschen aber wi-
derrufen. Das mache mancher, 
etwa weil er drogenabhängig sei 
und Bares in Stoff umsetze. Die 
Folge: Mietschulden und Räu-
mung. Es sei sicher sinnvoll, die-
sen Punkt der Eigenständigkeit 
zu überdenken.

Einig war man sich, dass die 
Wohnungsfrage längst eine 
grundsätzliche ist: Auch soge-
nannte Normalverdiener wie 
eine Verkäuferin oder ein Stap-
lerfahrer haben es schwer, eine 
angemessene und bezahlbare 
Bleibe zu finden.

Wohnen ist zur sozialen Frage geworden. 
Getan wird zu wenig. Eine lokale Bilanz. 

Um zu helfen, braucht es einen langen Atem

Kein Dach über dem Kopf, da bleibt nur die Straße. Geschätzt sind in Deutschland rund 1,2 Millionen Menschen von Wohnungsnot bedroht. Foto: t&w

ZUR SACHE

Auch der Landkreis ist gefordert
Jedes Jahr müssten 400 000 
Wohnungen geschaffen wer-
den, davon 150 000 mit 
Sozialbindung,um das Problem 
anzugehen, schätzen Fachleute. 
Tatsächlich gebaut werden ins-
gesamt nur 265 000 Wohnein-
heiten, darunter viele Eigenhei-
me. Zudem fallen viele Woh-
nungen aus der sozialen Bin-
dung heraus, denn die 
Förderung schreibt vor, dass 

Wohnungen beispielsweise 20 
Jahre lang mit einem günstigen 
Mietsatz angeboten werden 
müssen. Das Problem werde 
sich verschärfen.
Die Bundesarbeitsgemein-
schaft Wohnungslosenhilfe 
fordert unter anderem eine 
dauerhafte Sozialbindung, eine 
wirksame Mietpreisbremse, an-
gemessene Beihilfen, die Kosten 
für Heizung und Strom decken. 

Zudem sollte es kommunale 
Fachstellen geben, die sich Be-
troffener annehmen. Heiderose 
Schäfke nimmt den Landkreis 
und die Umlandgemeinden in 
den Blick. Wie in der Stadt soll-
ten auch im Kreis bei der Aus-
weisung 30 Prozent der Flächen 
für sozialen Wohnungsbau be-
legt werden. Zudem müsse man 
über die Anbindung mit Bussen 
nachdenken.

Der Kreis stolpert am Bau

Mit großen Bauten 
steht der Land-
kreis Lüneburg auf 
Kriegsfuß. Nach 11 

Jahren Sanierungsprogramm 
und mehr als 50 Millionen inves-
tierten Euro ließe sich noch be-
haupten: „Der Kreis kann Schu-
le“ – doch hat er in anderen Fäl-
len die Baureife bislang nicht er-
reicht. Brücke kann der Kreis 
definitiv nicht. Und beim Thema 
Multifunktionshalle stolpert die 
Verwaltungsspitze mehr durch 
die Arena, als dass sie sicheren 
Schrittes die Planungsfront ab-
schreitet.

Nun ist dies zum Teil verzeih-
lich. Schließlich baut der Kreis 
nicht jedes Jahr einen 10-Millio-
nen-Euro-Plus-Klotz. Da mag es 
an der ein oder anderen Stelle 
schon mal rumpeln. Nur erinnert 
dies fatal an das Betonraum-
schiff, das an der Universitätsal-
lee gelandet ist. Und da wünsche 
ich dem Kreis mehr Fortune, als 
die Leuphana mit dem Libes-

kindbau hatte. Der ist zwar end-
lich fertig, und sicherlich gerät 
bald in Vergessenheit, wie um-
stritten das Gebäude ist und wel-
che Hürden die geistige Elite um 
Uni-Präsident Spoun mit wehen-
dem Haar zu überspringen hat-
te. Doch wird sich der Landkreis 
eine Verdopplung der Kosten im 
Falle der Arena kaum leisten 
können.

Noch ist es nicht so weit. Aber 
erste Leistungsverzeichnisse lie-
gen bereits 1,1 Millionen Euro 
über den geplanten Ausgaben – 
und weitere könnten folgen, je 
weiter das Jahr fortschreitet. Die 
Auftragsbücher der Unterneh-
men sind voll, und viele testen 
bei Angeboten aus, welchen 
Preis potenzielle Bauherren ge-
willt sind zu zahlen.

Nun ist die Wunsch-Arena 
vieler Lüneburger Politiker 
schon in der Grundplanung mit 
einem Preisschild von mehr als 
10 Millionen Euro versehen. Ge-
nau so viel Geld wie nach derzei-

tigem Stand für den Bau der Elb-
brücke zwischen Darchau und 
Neu Darchau fehlt. Würde der 
Arena-Bau jetzt exorbitant teu-
rer, könnten sich Elbanrainer 
fragen, wo die Prioritäten von 
Landrat Manfred Nahrstedt und 
der Kreistagsspitze liegen?

Fairerweise muss angemerkt 
werden, dass sich auf dem Feld 
der Brückenplanung weit ge-
wichtigere Spieler tummeln als 
der Landkreis. Bund und Land 
generieren derzeit ein Steuerauf-
kommen, dass sich die fehlenden 
Brücken-Millionen aus der Por-
tokasse zahlen ließen. Nur hat 
das Land schon vor Jahren das 
Brückenprojekt dem damals 
schwächelnden Landkreis auf 
die Schultern geladen. Kreistag 
und -verwaltung stimmten zu 
und planten in der Folge als 
Leichtgewicht in der Schwerge-
wichtsklasse. 

Dass dies naiv war, bestätig-
ten das Verwaltungs- und das 
Oberverwaltungsgericht Lüne-

burg. Vor allem im OVG-Urteil 
klang durch: Der Landkreis Lü-
neburg befasst sich mit Dingen, 
die überhaupt nicht zu seinen 
Aufgaben zählen.

Aktuell wecken hohe Einnah-
men noch größere Begehrlich-
keiten im ganzen Land. Viel-
leicht eiern Bund und Land auch 
deshalb so rum. Vor allem aber 
hat das Land schon vor Jahren 
die Planungsvoraussetzungen 
für die Brücke so verbogen, dass 
sich der Kreis den Rucksack auf-
setzen konnte. Nun passt er dem 
Land nicht mehr. Im Klartext: 
Die Landesstraße, die einst zur 
Kreisstraße im Bereich Darchau 
und Neu Darchau herunterge-
stuft wurde, müsste wieder Lan-
desstraße werden, damit Bund 
und Land auf Fördertöpfe zu-
greifen könnten, aus denen der 
Brückenbau zu bezahlen wäre. 
Damit müsste die Finanzierung 
neu gestrickt werden.

Hoffnung macht in dieser Si-
tuation, dass der Kreistag inzwi-

schen bereit ist, in kritischen Si-
tuationen der Crew um Landrat 
Manfred Nahrstedt ins Steuerru-
der zu greifen. So geschehen in 
diesem Frühjahr, als die Abge-
ordneten einen gemeinsamen 
Antrag verabschiedeten, mit 
dem der Schlingerkurs bei den 
Verhandlungen mit dem poten-
ziellen Hallenbetreiber FKP 
Scorpio nach fast 10 Monaten be-
endet wurde. Nun liegt nur noch 
eine Bewerbung auf dem Tisch. 
Am Montag hat der Kreisaus-
schuss die Chance, zumindest die 
Betreiberfrage zu entscheiden. 
Und vieles spricht dafür, dass am 
Ende doch die in Lüneburg an-
sässige Campus-Management 
GmbH um Geschäftsführer und 
Volleyball-Fan Klaus Hoppe zum 
Zuge kommt. Dann bliebe die 
Bundesliga mit den Volleyballern 
in einer Lüneburger Halle, wäh-
rend den Betrieb ein Kreisklas-
sen-Akteur managt, der aber 
durchaus höherklassig einge-
setzt werden kann. Malte Lühr

ANGESPITZT

CDU feiert 
Sommerfest
Zu ihrem Sommerfest laden der 
CDU-Kreis- und Stadtverband 
Lüneburg alle Interessierten 
für Sonntag, 26. August, in der 
Zeit von 10.30 Uhr bis 14 Uhr in 
den Waldhof Böhmsholz bei 
Lüneburg ein. Nach einem 
geistlichen Grußwort des Su-
perintendenten Christian Cor-
des gibt es viele Gelegenheiten 
zum Austausch in geselliger 
Runde bei Live-Musik, Essen 
und Trinken. Eine Anmeldung 
zum Sommerfest ist nicht er-
forderlich. lz

LÜNEBURG

Tipps für  
Flüchtlinge
Frauen, die nach Deutschland 
geflüchtet sind und Migrantin-
nen, die sich über mögliche 
Wege in Arbeit informieren 
wollen, berät die Koordinie-
rungsstelle Frau & Wirtschaft 
Lüneburg.Uelzen am Mittwoch, 
22. August, von 9.30 bis 11 Uhr. 
Die Beraterinnen geben Tipps 
zum regionalen Arbeitsmarkt, 
zu Ausbildung, Praktika, Be-
werbungsverfahren und gehen 
auf die Erwartungen ein, die 
deutsche Arbeitgeber an ihre 
Beschäftigten haben.Das Tref-
fen findet in der Koordinie-
rungsstelle an der 
 Ilmenaustraße 12 in Lüneburg 
statt und ist kostenfrei. Infos 
und Anmeldungen unter 
(04131) 303968. lz
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